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Länderanhörung – Gesetz zur Änderung des Wärmeplanungsgesetzes 
2026 
  
 
Sehr geehrte Frau Wegner, 

sehr geehrter Herr Dr. Klatt, 

vielen Dank für die Möglichkeit zur Stellungnahme, zum oben genannten 

Referentenentwurf vom 27. April 2026 im Rahmen der Länderanhörung. 

Einleitend möchten wir darauf hinweisen, dass die eingeräumte Frist von ca. 

einer Woche sehr kurz bemessen ist, um den vorgelegten Gesetzentwurf 

umfassend zu prüfen und darüber hinaus alle weiteren bayerischen Ressorts 

und staatlichen Stellen, die hiervon betroffen sein dürften, in dem eigentlich 

erforderlichen und angemessenen Umfang zu beteiligen. Vor diesem 

Hintergrund dürfen wir Ihnen Folgendes mitteilen: 

I. Zur grundsätzlichen Bewertung der WPG-Novelle 

Wir begrüßen grundsätzlich, dass der vorliegende Referentenentwurf die im 

Eckpunktepapier zum Gebäudemodernisierungsgesetz (GMG) vom 

24.02.2026 vereinbarten Änderungen zum WPG in Bezug auf die 

Vereinfachung bei der Erstellung und Datenerfassung von Wärmeplänen 
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aufnimmt. Allerdings sind auch Regelungen vorgesehen, die aus unserer 

Sicht nicht vom Eckpunktepapier gedeckt sind und die über die 

europarechtlichen Vorgaben hinaus gehen bzw. neue bürokratische 

Berichtspflichten vorsehen. Neue bürokratische Pflichten durch die 

vorliegende WPG-Novelle sowohl für Kommunen, als auch für die 

Verwaltungen in den Ländern, lehnen wir grundsätzlich ab. Hierzu ist im 

Einzelnen auf folgende Punkte besonders einzugehen und hinzuweisen: 

 

II. Zu Art. 1 Nr. 7 Einführung von § 21a WPG – Planung der 
Kälteversorgung 

Nach dem vorliegenden Referentenentwurf gehen die Anforderungen an die 

Kälteplanung gemäß § 21 a WPG über die unionsrechtlichen Anforderungen 

zur Kälteplanung in Art. 25 Abs. 6 EED-Richtlinie hinaus. § 21a Abs. 1 Satz 

1 WPG sollte deshalb unter Berücksichtigung der europarechtlichen 

Mindestvorgaben wie folgt gefasst werden:  

(1) „Wird nach § 21 Nummer 6 eine Planung der Kälteversorgung durch-
geführt, ermittelt die planungsverantwortliche Stelle den zukünftigen 
Bedarf an aktiver Kälteerzeugung und Kühlung innerhalb des beplan-
ten Gebiets, der über ein Kälte- oder ein integriertes Wärme- und Käl-
tenetz gedeckt werden könnte, und zeigt auf, mit welchen Maßnah-
men dieser Bedarf bis zum Zieljahr auch mit erneuerbaren Energien 
oder unvermeidbarer Abwärme erzeugter Kälte gedeckt werden 
kann.“ 

 
§ 21a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 bis 4 WPG ist im Übrigen gänzlich zu streichen 

bzw. jedenfalls vollumfänglich auf die europarechtlichen 

Mindestanforderungen (Art. 25 Abs. 6 der EED-Richtlinie) zurückzuführen. 

Bestehende Spielräume sind zwingend im Sinne der Effizienz und des 

Bürokratieabbaus zu nutzen, um die bereits stark belasteten 

planungsverantwortlichen Stellen nicht noch weiter zu belasten.  
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III. Zu Art. 1 Nr. 8 Einführung von § 22a WPG – kleine 
Wärmeplanung 

Es ist aus hiesiger Sicht unklar, wie § 22a Abs. 2 des Referentenentwurfs zu 

verstehen ist. Maßgeblich ist hier die Formulierung „Ein Teilgebiet kann als 

Prüfgebiet dargestellt [werden]“. Der Wortlaut „kann“ ist ein wichtiges Indiz 

für das Vorliegen einer Ermessensvorschrift mit entsprechenden 

Spielräumen (ermessensfehlerfreie Entscheidung). Aus der Dogmatik und 

dem Zusammenhang des WPG bzw. der Vorschrift heraus spricht jedoch 

vieles dafür, dass die gesetzgeberische Intention eine Pflicht zur 

entsprechenden Darstellung vorsieht, wenn die Voraussetzungen hierfür 

vorliegen. Dies sollte im Sinne der Rechtsklarheit und erforderlichen 

einheitlichen Anwendung ggfls. durch eine Anpassung des Wortlauts 

klargestellt werden. 

 
IV. Zu Art. 1 Nr. 10 Ersetzung von § 24 WPG – Anzeige des 

Wärmeplans und Übermittlung von Ergebnisdaten durch die 
planungsverantwortliche Stelle; Datenübermittlung an den 
Bund  

Aus hiesiger Sicht ist § 24 WPG in seiner Neufassung in Gänze 
abzulehnen. Die Vorschrift ist nicht vom Eckpunktepapier zum GMG vom 

24.02.2026 gedeckt. Durch die Umsetzung der Vorschrift würde neuer, 

erheblicher bürokratischer Aufwand entstehen, der in keinem Verhältnis zum 

durch die Vorschrift erzielbaren Nutzen steht. Insbesondere die in der 

Gesetzesbegründung zu §24 WPG (neu) angeführte Zielsetzung, dass 

Ergebnisse von Wärmeplanungen mit nationalen und regionalen Planungen 

und Strategien, insbesondere Energieinfrastrukturplanungen, abgeglichen 

und bei deren Weiterentwicklung berücksichtigt werden können, ist nicht von 

den in §1 WPG genannten Zielsetzung gedeckt und sind damit 

gesetzesfremde Erwägungen. 

Darüber hinaus ist aus unserer Sicht bereits kein konkreter Mehrwert in der 

Übermittlung der in Anlage 2 zum WPG bezeichneten Daten an den Bund 
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erkennbar. Die nach § 24 Abs. 2 WPG geforderten Daten sind regelmäßig 

nicht auslesbar, sondern können unterschiedlich dargestellt werden (bspw. 

textlich oder kartographisch). Eine Vereinheitlichung dieser Datensätze 

erscheint – sofern technisch überhaupt möglich – nur unter sehr hohem 

Aufwand darstellbar. In diesem Zusammenhang ist fraglich, ob die konkreten 

Ergebnisdaten bei den planungsverantwortlichen Stellen überhaupt in einer 

übermittelbaren Form vorhanden sind. Die Erfahrungen aus dem Vollzug 

zeigen, dass der Mehrwert einer entsprechenden Datennutzung ohne 

vorherige Plausibilisierung kaum vorhanden ist. Vielmehr enthalten 

nichtplausibilisierte Daten Ungenauigkeiten, die letztlich die Aussagekraft 

der Daten generell beeinflusst. Die Qualität von Ergebnissen hängt 

unmittelbar mit der Qualität der Eingabedaten zusammen.  

 

Unabhängig davon ist die Verpflichtung zur Übermittlung der Wärmepläne 

durch die Länder bereits in der aktuell gültigen Fassung des WPG (vgl. § 34) 

enthalten, sodass kein Bedarf für eine weitere Übermittlungspflicht besteht. 

Die vorgesehenen Anforderungen in § 24 Abs. 2 und 3 des 

Referentenentwurfs führen darüber hinaus zu einer völlig außer Verhältnis 

stehenden Personal- und Ressourcenbindung (insb. auch aufgrund des 

dadurch entstehenden Beschaffungserfordernisses entspr. IT-Infrastruktur) 

bei den Ländern und den planungsverantwortlichen Stellen. Weitere 

bürokratische Verwaltungsanforderungen sollten durch die WPG-Novelle 

tunlichst vermieden werden. 

 

Im Übrigen weisen wir darauf hin, dass sich nach hiesiger Auffassung aus 

der Formulierung des § 24 Abs. 2 WPG „[…] begonnen wird“ auch nicht 

erschließt, ab welchem Stadium von einem „Beginn“ im Rechtssinne dieser 

Vorschrift auszugehen ist. Es besteht ein weiter Interpretationsspielraum. 

Dies führt zu erheblichen Unsicherheiten und ließe sich durch einen 

gänzlichen Verzicht auf derartige Terminologien bzw. bürokratische Hürden 

in Form der Vorschrift als solche leicht vermeiden. 

Ebenfalls ist die Formulierung des § 24 Abs. 2 WPG dahingehend zu 

kritisieren, dass darin eine künstliche Aufteilung von Wärmeplänen 
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vorgenommen wird, die sachlich nicht nachvollziehbar ist. 

Planungsverantwortliche Stellen, die ihre Wärmeplanung nach der 

Novellierung des WPG beginnen, haben danach eine Pflicht zur 

Übermittlung der in Anlage 2 bezeichneten Daten. Entsprechende Stellen, 

die ihre Wärmeplanung davor begonnen haben, können diese Daten auf 

freiwilliger Basis – müssen diese jedoch nicht – übermitteln. Die 

vorgesehene Aufteilung führt aller Voraussicht nach zu einer lückenhaften 

Datengrundlage, deren Belastbarkeit von vornherein sehr zweifelhaft 

erscheint und  für die im Übrigen auch kein sachlicher Grund erkennbar ist. 

Schließlich wird der Zweck und die Verwendung der vom Bund verpflichtend 

angeforderten Daten auch nicht ersichtlich, insbesondere da diese (Roh-

)Daten ohne eine Vorabeinordnung durch die Länder Verzerrungen und 

fehlerhafte Rückschlüsse zwangsläufig provozieren.  

 

V. Zu Art. 1 Nr. 11 c Änderung von § 25 WPG – Fortschreibung 
des Wärmeplans 

Hinsichtlich der aus § 25 WPG hervorgehenden Fortschreibungspflicht für 

Wärmepläne, sollte diese zum Zweck der Entbürokratisierung, 

Verwaltungsvereinfachung und Ressourcenschonung bei den Betroffenen 

auf die EU-rechtlichen Mindestanforderungen zurückgeführt werden und 

eine Pflicht zur Fortschreibung lediglich im 10-Jahresturnus für Kommunen 

über 45.000 Einwohner ergehen. Hiermit lassen sich erhebliche 

Einsparungen für den Bundeshaushalt erreichen. Insbesondere ist bis heute 

keine Einigung zwischen Bund und Ländern ergangen, wie die Kosten zur 

Fortschreibung den Ländern ausgeglichen werden.  

Es wird daher vorgeschlagen die Bestimmung – abweichend vom 

Referentenentwurf – wie folgt zu fassen:  

„In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „den Wärmeplan spätestens alle 

fünf Jahre“ durch die Angabe „für Gemeindegebiete, in denen zum 1. 

Januar 2024 mehr als 45 000 Einwohner gemeldet sind, den 
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Wärmeplan spätestens bis zum Ablauf des 30. Juni der Jahre 2035 

und 2045, für alle anderen Gemeindegebiete erfolgt die 

Fortschreibung freiwillig" ersetzt“. 

Im Übrigen regen wir an, dass in jedem Fall im Rahmen des 

Fortschreibungsturnus der Wärmepläne auch die jeweils aktuellen 

Netzentwicklungspläne in den Blick zu nehmen sind. Ansonsten drohen 

vermeidbare Kollisionen und Verzögerungen in der Entwicklung und 

msetzung.  

 

VI. Zu Art. 1 Nr. 2 Begriffsdefinition Wärmenetz – Verweis auf 
Gebäudemodernisierungsgesetz (GModG) 

Wir begrüßen grundsätzlich die Aufnahme einer Legaldefinition eines 

Wärmenetzes im WPG. Es ist jedoch kritisch zu sehen und wird im Ergebnis 

als nicht tragfähig erachtet, dass insbesondere im Rahmen einer 

Legaldefinition eines Kernbegriffes auf eine Bestimmung des GModG 

verwiesen wird, das jedoch weder bis dato beschlossen wurde geschweige 

denn in Kraft ist. Diese normtechnische Abhängigkeit von einem noch nicht 

verabschiedeten Gesetz schafft erhebliche Rechtsunsicherheiten und ist aus 

grundsätzlichen Erwägungen zu vermeiden.    

 

VII. Widerspruch zwischen Fristen des § 29 Abs. 2 WPG und § 31 
Abs. 1 WPG 

Wir erlauben uns unabhängig von den bereits geplanten Novellierungen des 

WPG auf folgenden Widerspruch des Gesetzes hinzuweisen, der nach 

unserem Dafürhalten auch in der gegenständlichen Novelle adressiert 

werden sollte. Der Widerspruch führt zu einer zwingend zu vermeidenden 

unklaren Rechtslage.  
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§ 29 Abs. 1 Nr. 2 WPG verpflichtet Wärmenetzbetreiber, ab dem 1.1.2040 

einen Anteil von mindestens 80 % erneuerbarer Energien bzw. 

unvermeidbarer Abwärme oder einer Kombination hieraus in der jährlichen 

Nettowärmeerzeugung zu erreichen. § 29 Abs. 2 S. 1 WPG statuiert die 

Möglichkeit einer Fristverlängerung „bis längstens zu Ablauf des 31. 

Dezember 2044“. § 31 Abs. 1 WPG legt indes fest, dass spätestens zum 

31.12.2044 die vollständige (100 %) Versorgung des Wärmenetzes aus 

erneuerbaren Energien, unvermeidbarer Abwärme oder einer Kombination 

hieraus erreicht sein muss. Hier besteht ein gesetzlicher Widerspruch. 

Die Verlängerung nach § 29 Abs. 2 WPG bezieht sich nur auf die 80 % 

Zwischenmarke. Selbst wenn eine Verlängerung auf den 31.12.2044 

gewährt wird, bleibt das Endziel von 100 % im selben Jahr unverändert 

bestehen. § 29 Abs. 2 WPG verlangt, dass eine Verlängerung nur erteilt 

werden darf, wenn „die Einhaltung der Vorgaben nach § 31 WPG nicht 

gefährdet ist“. Gewährt die Behörde die Verlängerung bis zum 31.12.2044, 

verstößt sie faktisch gegen diese eigene Bedingung, weil die 100% Vorgabe 

zwangsläufig (argumentum e contrario) gefährdet wäre. 

Um diesen Widerspruch aufzulösen, erfolgt der Vorschlag zur Änderung des 

§ 29 Abs. 2 Satz 1 WPG wie folgt:  

„Die nach Landesrecht zuständige Behörde soll auf Antrag durch 

Bescheid eine Verlängerung der Frist nach Absatz 1 Nummer 1 bis 

längstens zum Ablauf des 31. Dezember 2034 oder der Frist nach 

Absatz 1 Nummer 2 bis längstens zum Ablauf des 31. Juli 2043 

gewähren, (…).“ 

 

VIII. Jahresfrist zwischen Ankündigung und Umsetzung des § 29 
Abs. 3 Satz 3 WPG zu kurz. 

Aus bayerischer Sicht wird ebenfalls Änderungsbedarf hinsichtlich der 

Jahresfrist des § 29 Abs. 3 Satz 3 WPG gesehen.  
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Die im Gesetz dargelegte Frist von lediglich einem Jahr zwischen Anzeige 

und obligatorischem Baubeginn ist nicht ausreichend lang bemessen. Dieses 

Zeitfenster verkennt in eklatanter Weise die Realitäten großskaliger 

Energieinfrastrukturprojekte.  

In der Praxis kollidiert dieses 1-Jahres Fenster mit den typischen Abläufen 

großformatiger Infrastrukturprojekte. Genehmigungsverfahren nach Berg- 

oder Wasserrecht, Umweltverträglichkeitsprüfungen, Vergabeprozesse so 

wie Finanzierungs- und Förderanträge benötigen in den allermeisten Fällen 

mehrere Jahre. Eine Verlängerung zur Anzeige erscheint deshalb 

sachgerecht. Ohne die vorgeschlagene Verlängerung der Fristen besteht 

das Risiko, dass wesentliche Projekte gar nicht erst beantragt – und somit 

die Dekarbonisierungsziele des WPG gefährdet werden.  

Zur Anpassung der gegenständlichen Frist an die tatsächlichen Verhältnisse 

der Betroffenen wird unsererseits daher folgende Änderung des § 29 Abs. 3 

Satz 3 WPG vorgeschlagen:  

„Der Wärmenetzbetreiber muss die komplexe Maßnahme der nach 

Landesrecht zuständigen Behörde bis zum Ablauf des 31. Dezember 

2027 anzeigen und bis zum Ablauf des 31. Dezember 2029 mit dem Bau 

begonnen haben.“ 

 

IX. Anpassung des Einwohnergrenzwertes für ein vereinfachtes 
Verfahren – § 4 Abs. 3 WPG 

Schließlich spricht aus bayerischer Sicht vieles dafür, den Grenzwert für die 

Möglichkeit der Durchführung des vereinfachten Verfahrens nach § 22 WPG, 

in § 4 Abs. 3 Satz 1 WPG von 10.000 Einwohnern auf 15.000 Einwohner 

anzuheben. Ein sachlicher Grund für unterschiedliche Einwohnergrenzwerte 

der kleinen Wärmeplanung nach § 22a WPG des Entwurfs und des 

vereinfachten Verfahrens nach § 4 Abs. 3 WPG lässt sich nicht erkennen. 

Vielmehr wäre eine Vereinheitlichung auf 15.000 Einwohner nicht nur der 

Übersichtlichkeit und Einheitlichkeit dienlich, sondern böte auch eine „echte“ 
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sachgerechte Optionsprüfung und Wahlmöglichkeit für kleinere 

planungsverantwortliche Stellen. 

 

X. Aufhebung der Begrenzung des Einsatzes von Biomasse im 
Fall von Neu- und Bestandsnetzen mit einer Länge von mehr 
als 50 km  

Die Novelle sollte zum Anlass genommen werden, die in § 30 Abs. 2 WPG 

verankerte Begrenzung des Anteils der Biomasse an der Wärmeerzeugung 

bei neuen Wärmenetzen mit einer Länge von mehr als 50 km zu streichen. 

Auch die gleichlautende Begrenzung für Bestandswärmenetze mit einer 

Länge von mehr als 50 km, die nach § 31 Abs. 2 WPG ab dem Jahr 2045 

erfüllt werden muss, ist zu streichen.  

Insbesondere angesichts der Tatsache, dass jede Kommune und Region 

unterschiedliche Potentiale für erneuerbare Energien hat sowie 

unterschiedliche lokale Gegebenheiten aufweist, ist eine pauschale 

Begrenzung des Biomasseanteils ab-zulehnen. Eine solche Begrenzung 

würde vor allem den Bedürfnissen des ländlichen Raums in holzreichen 

Regionen nicht ausreichend Rechnung tragen und die Realisierung von 

Wärmenetzen mit einem hohem Anteil erneuerbarer Energien erschweren. 

 

XI. Anforderungen an die Ausweisung von Gebieten für die 
Versorgung mit grünem Methan 

Die Ausweisung von Gebieten für die Versorgung mit grünem Methan sollte 

erleichtert werden. Zu strenge Anforderungen, insbesondere beim Nachweis 

der Wirtschaftlichkeit, sind zu streichen. 
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Mit freundlichen Grüßen 

gez. 
 
Fabian Schatz 
Ministerialrat 
 


